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Personalgewinnung in Kindertageseinrichtungen
Beschlussvorschlag aus dem Finanz- und Verwaltungsausschuss 
vom 18.07.2019

Beschlussvorschlag

1. In städtischen Kindertageseinrichtungen ab 6 Gruppen werden Stellenanteile für 
administrative Tätigkeiten eingerichtet (6 Gruppen 30 %, 7 Gruppen 35 %, 8 Gruppen 40 
%). Die Kosten für die aktuell erforderlichen 1,95 Stellen belaufen sich auf jährlich ca. 
89.000 Euro. 

2. Die Leitung einer städtischen Kindertageseinrichtung wird künftig nach den gemäß der 
jeweiligen Betriebserlaubnis belegbaren Plätze eingruppiert. 

3. Pädagogischen Fachkräften in Ganztagseinrichtungen wird eine Zulage von 200 Euro 
brutto monatlich pro Vollzeitäquivalent (Teilzeitbeschäftigung analog) gewährt. Die 
zusätzlichen Kosten hierfür belaufen sich auf ca. 350.000 Euro jährlich. Die Maßnahme ist 
zunächst bis 01.01.2025 befristet. 

4. Für die Gewinnung von pädagogischen Fachkräften, die von Beschäftigten der Stadt 
Leonberg für die Tätigkeit in einer Ganztagseinrichtung angeworben werden, wird eine 
Prämie in Höhe von 1.000 Euro (bei einem künftigen Beschäftigungsumfang von bis zu 50 
%) bzw. 2.000 Euro (künftiger Beschäftigungsumfang von über 50 % bis 100 %) über 
eine Beschäftigungszeit von mindestens 1,5 Jahren vorgesehen. Die Maßnahme ist 
zunächst bis 01.01.2025 befristet. 

5. Das Amt für Jugend, Familie und Schule wird beauftragt, die Grundlagen und Kosten für 
eine spezifische Werbekampagne zur Personalgewinnung für die städtischen 
Kindertageseinrichtungen zu ermitteln. 

6. Die Verwaltung wird beauftragt, ein Konzept für Homeoffice-Arbeitsplätze für 
pädagogische Fachkräfte der städtischen Kindertageseinrichtungen zu erarbeiten. 

Finanzielle Auswirkungen:

Es kann dazu keine Angabe gemacht werden.
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Sachverhalt mit der Stellungnahme der Verwaltung

In der Sitzung des Finanz- und Verwaltungsausschuss vom 18.07.2019 wurde der 
Beschlussvorschlag um den Zusatz: über eine Beschäftigungszeit von mindestens 1,5 
Jahren, erweitert.

Der obige Beschlussvorschlag an den Gemeinderat wurde mehrheitlich empfohlen.

Anlage/n
Keine
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